
EDITORIAL
Liebe Leserin, lieber Leser! Seit der Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 7. August 2013 werden Zwangs-

maßnahmen bei Kindern und Jugendlichen in Heimen für behinderte Kinder und Ju-
gendliche oder in Kliniken für Kinder- und Jugendpsychiatrie in der Regel allein auf der
Basis der Einwilligung der Sorgeberechtigten durchgeführt. Der BGH hatte in seiner Ent-
scheidung eine Analogie zur Situation volljährig Betreuter (§ 1906 IV BGB) ausgeschlos-
sen. Eltern können und müssen seither Fixierungsmaßnahmen, Isolierungsmaßnahmen
und andere Zwangsmaßnahmen in Einrichtungen selbst genehmigen. Dabei befinden sie
sich regelhaft in einem Interessenskonflikt, da sie einerseits Entscheidungs- und Kontroll-
instanz bei Eingriffen in Grundrechte sein sollen und gleichzeitig aber das Interesse ha-
ben, ihre extrem schwierigen Kinder sicher und fachlich gut betreut bzw. behandelt zu
bekommen. Hierdurch werden besonders vulnerable und deshalb besonders schützens-
werte Gruppen von Kindern einem nicht von außen kontrollierten Setting ausgesetzt.
Wohin das führen kann, zeigten wiederholt Recherchen der Journalistin Christiane Haw-
ranek für den Bayerischen Rundfunk. Sie deckte auf, dass solche Zwangsmaßnahmen in
bayerischen Behinderteneinrichtungen – zum Teil auch nur zur Aufrechterhaltung der
Alltagsroutine – als „Einschluss nach Tagesplan“ umgesetzt wurden. Hierfür wurden so-
gar in den Einrichtungen spezifische Holzkäfige mit Luftlöchern angefertigt, die sich von
den behinderten Kindern von innen nicht öffnen lassen. Es muss erschüttern, dass ein
Unrechtsbewusstsein hier wohl nicht besteht. Dies umso mehr, weil Zwangsmaßnahmen
an Kindern und Jugendlichen vielerorts nicht systematisch erfasst und dokumentiert wer-
den, sodass der Umfang der Problematik weitgehend im Dunkeln liegt.

Nach längerer Debatte und der Einholung einer Expertise im Jahr 2014, wandten sich
die kinder- und jugendpsychiatrische Fachgesellschaften und die beiden Fachverbände
(DGKJP, BAG, BKJPP) in der Sorge um die Grundrechte der behandelten Patientinnen
und Patienten an das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV).
Unklar aber ist bis heute, ob noch in dieser Legislaturperiode gehandelt werden wird.

Dies bedeutet, dass trotz eindeutiger öffentlicher Positionierung von Fachverbänden so-
wie von Eltern- bzw. Betroffenenverbänden für unabsehbare Zeit Fixierung, Isolierung,
Zwangsmedikation, Zwangsernährung und körperliches Festhalten allein mit elterlichem
Einverständnis durchgeführt werden und damit meist in einer Grauzone verschwinden.
Das „Zwangsmaßnahmenregister in Baden-Württemberg“, welches auf meine Interven-
tion hin auch die elterlich genehmigten Zwangsmaßnahmen in der Kinder- und Jugend-
psychiatrie erfasst, könnte hier ein erster Schritt in Richtung Transparenz sein. Auch im
Interesse der Eltern ist dringend zu fordern, dass eine unabhängige Instanz von ein-
schneidenden Grundrechtseingriffen Kenntnis erlangt und die Rechtfertigung für solche
Maßnahmen regelhaft überprüft wird, auch wenn das natürliche Entscheidungsrecht der
Eltern anders bewertet werden muss, als übertragene Rechte einer Amtsperson.

Zu betonen ist auch, dass viele Zwangsmaßnahmen von den Betroffenen weitaus ein-
schneidender erlebt werden, als allein eine abgeschlossene Stationstür, die wiederum
nach § 1631 b BGB eine familiengerichtliche Genehmigung voraussetzt. Der Gesetz-
geber ist hier in der Verantwortung. Mit Blick auf die Grundrechte der betroffenen
Kinder und die mit diesen Entscheidungen häufig überforderten Eltern muss nunmehr
ein unverzügliches Handeln des Gesetzgebers angemahnt werden. Zumal die Eltern
durch eine neutrale gerichtliche Kontrolle in ihrer emotionalen Beziehung gegenüber
den Kindern entlastet werden, da sie die schwierige Entscheidung dann nicht gegen-
über dem Kind allein zu vertreten haben.

Ihr

Prof. Dr. Jörg M. Fegert
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